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Fünfter Bericht der Kommission über die 
Rechtsstaatlichkeit 

Im Juli 2024 nahm die Kommission ihren fünften Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit an, in dem alle 
Mitgliedstaaten und vier Bewerberländer berücksichtigt werden. Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres (LIBE) hat einen Entschließungsantrag zu dem Bericht vorgelegt, in dem die Fortschritte 
hervorgehoben und zugleich Bereiche ermittelt werden, in denen weitere Verbesserungen möglich sind.  

Hintergrund 
Nachdem das Parlament wiederholt die Einrichtung eines jährlichen Zyklus zur Überprüfung der 
Rechtsstaatlichkeit gefordert hatte, veröffentlichte die Kommission im September 2020 zum ersten Mal 
einen Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit, der als neues Überwachungsinstrument fungieren sollte. 
Auf den ersten Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit folgten ein zweiter (2021), ein dritter (2022), ein 
vierter (2023) und zuletzt ein fünfter Bericht, der im Juli 2024 veröffentlicht wurde. Der sechste Bericht 
über die Rechtsstaatlichkeit ist in Vorbereitung und wird im Laufe dieses Jahres veröffentlicht. 
Entsprechend der festgelegten Methodik finden sich in den Jahresberichten über die Rechtsstaatlichkeit 
detaillierte Informationen über den aktuellen Stand in allen 27 EU-Mitgliedstaaten und – seit der letzten 
Ausgabe des Berichts – in vier Bewerberländern (Albanien, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien) im 
Hinblick auf vier Bereiche. Der Begriff der Rechtsstaatlichkeit ist weit gefasst und umfasst das Justizsystem, 
den Rahmen für die Korruptionsbekämpfung, den Medienpluralismus sowie die Gewaltenteilung.  

Bericht der Kommission 2024 
Der Bericht 2024 bot der Kommission die Gelegenheit, die Lage der Rechtsstaatlichkeit in den fünf Jahren 
seit der Einführung dieses jährlichen Verfahrens zusammenzufassen. Die Kommission betonte dabei, dass 
die Achtung der Rechtsstaatlichkeit niemals als selbstverständlich angesehen werden könne, und wies 
darauf hin, dass „die EU ihre Kapazitäten zur Bewältigung der Herausforderungen im Bereich der 
Rechtsstaatlichkeit und zur Unterstützung von Reformen erheblich ausgebaut [hat]“. Was die 
Unabhängigkeit der Justiz anbelangt, wird im Bericht die Bedeutung von Justizräten hervorgehoben, deren 
Stärkung in mehreren Mitgliedstaaten begrüßt und die Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft gegenüber 
der Exekutive befürwortet. In Bezug auf die Korruptionsbekämpfung wird im Bericht festgestellt, dass alle 
berücksichtigten Mitgliedstaaten und Erweiterungsländer über einen soliden Rechtsrahmen verfügen, 
selbst wenn noch einige spezifische Lücken bestehen. Was die Medienfreiheit betrifft, konzentriert sich die 
Kommission in ihrem Bericht auf die Unabhängigkeit der Medienregulierungsbehörden, die Transparenz der 
Eigentumsverhältnisse im Medienbereich, die Verbesserung der Sicherheit und des Schutzes von 
Journalisten sowie auf das Vorgehen gegen rechtliche Drohungen und missbräuchliche Gerichtsverfahren.  

Standpunkt des Europäischen Parlaments 
In dem am 20. Mai 2025 vom LIBE-Ausschuss angenommenen Bericht werden weitere Lücken in den 
vergangenen Berichten der Kommission aufgezeigt. Dazu gehört unter anderem die mangelnde Behandlung 
der Haftbedingungen und der Qualität der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Was den Rahmen für die 
Korruptionsbekämpfung angeht, wird im Bericht festgestellt, dass die Mitglieder des Europäischen 
Parlaments keine bezahlten Nebentätigkeiten mit gewinnorientierten Organisationen oder Unternehmen 
ausüben sollten, die Einfluss auf die Politikgestaltung der EU nehmen wollen. In Bezug auf die Medienfreiheit 
werden die Mitgliedstaaten im Bericht aufgefordert, die Anti-SLAPP-Richtlinie vollständig umzusetzen. 
Parallel dazu wird die Kommission aufgefordert, die Empfehlungen des PEGA-Untersuchungsausschusses 
des Parlaments umzusetzen. Im Hinblick auf die Zivilgesellschaft wird im Bericht mit Bedauern auf die 
rechtlichen Einschränkungen hingewiesen, mit denen einige NRO konfrontiert sind, während die 
Kommission und die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, den nichtstaatlichen Sektor weiterhin zu 
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unterstützen. Was Gleichstellung und Nichtdiskriminierung anbelangt, liegt der Schwerpunkt des Berichts 
auf den Rechten von LGBTIQ-Personen, Antisemitismus, Islamfeindlichkeit und den Rechten von 
Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in der EU aufhalten. Was schließlich die Binnenmarktdimension 
der Rechtsstaatlichkeit betrifft, werden im Bericht die wirtschaftlichen Auswirkungen hervorgehoben, die 
Korruption und schwache Justizsysteme auf das Vertrauen der Investoren und die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit haben.  

Initiativbericht: 2024/2078(INI); federführender Ausschuss: LIBE; Berichterstatterin: Ana Catarina Mendes 
(S&D, Portugal).  
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